
Wann spricht
man von Terrorismus?

Terror ist das lateinische Wort für Schre-
cken. Im politischen Sinne bedeutete 
es ursprünglich den Schrecken, den der 
Staat verbreitet. So 
nannte man die Zeit 
in Frankreich unter 
dem Regime der Ja-
kobiner zum Beispiel 
„La Grande Terreur“ 
– den großen Schre-
cken. Mittlerweile 
hat sich eingebür-
gert, dass man mit 
Terror das systema-
tische Verbreiten von 
Angst und Schre-
cken durch Gewalt-
aktionen meint, um 
die Menschen einzu-
schüchtern. Dem So-
ziologen und Politikwissenschaftler Ar-
min Pfahl-Traughber zufolge meint Ter-
rorismus jede Form von politisch mo-
tivierter Gewalt, die von nichtstaatlichen 
Akteuren in systematischer Form an-
gewendet wird. Ihr Ziel ist es, psycho-
logisch auf die Bevölkerung einzuwir-
ken. Terroristen lehnen die Möglichkeit 
des gewaltfreien und legalen Handelns 
ab. Sie interessieren sich auch nicht da-
für, ob ihre Handlungen angemessen 
sind, welche Folgen sie haben und ob 
ihre jeweiligen Mittel verhältnismäßig 
sind. Der Anschlag auf das World Trade 

Center in New York am 11. September 
2001 durch die Terroristen-Organisa-
tion al-Qaida verdeutlicht diese Defini-
tion: Er war islamistische (politisch mo-
tivierte) Gewalt eines nichtstaatlichen 
Akteurs. Und dieser (in diesem Fall 
global agierende) Akteur wandte Ge-
walt systematisch an, um sein Ziel (Got-
tesstaat) zu erreichen, ohne Rücksicht 
auf Angemessenheit, Folgen oder Ver-
hältnismäßigkeit. 

Die Rechtsterroristen des NSU, 
die zwischen 2000 und 2007 zehn Men-
schen ermordeten, weitere Mordversu-

che und Spreng-
stoffanschläge be-
gingen und mit 
Raubüberfällen das 
Leben im Unter-
grund finanzierten, 
passen auch zu die-
ser Definition. Al-
lerdings fehlt bei ih-
nen ein konstituti-
ves Merkmal des 
Terrorismus: Kom-
munikation, also 
etwa ein Bekenner-
schreiben. Ihre Bot-
schaft besteht in 
der Auswahl des 

Anschlagsorts oder der Opfergruppe. 
Erst nach dem Auffliegen der Gruppe 
wurde ein Bekennervideo gefunden.

 

Welche Länder 
sind am stärksten 

betroffen?

Afghanistan war 2018 das Land mit den 
meisten Todesopfern durch terroristische 
Anschläge weltweit. Über 80 Prozent 
davon werden den Taliban zugeschrie-

ben, die in mehr als 
zwei Dritteln des 
Landes aktiv waren; 
die Zahl ihrer Opfer 
stieg im Vergleich 
zum Vorjahr um 
knapp 71 Prozent auf 
6.103. Demgegen-
über sank die Zahl 
der dem sogenannten 
Islamischen Staat 
zugeschriebenen To-
desfälle weltweit um 
knapp 70 Prozent, 

von 4.350 im Jahr 2017 auf 1.328 im 
Jahr 2018. Insgesamt hat sich die Zahl 
der weltweiten Terroranschläge in den 
vergangenen Jahren kontinuierlich ver-
ringert – von 13.482 im Jahr 2014 auf 
8.093 im Jahr 2018. In Europa ist die 
Zahl der Todesfälle durch Terrorismus 
von über 200 im Jahr 2017 auf 62 im 
Jahr 2018 gesunken. 

Wie hoch ist der 
wirtschaftliche Schaden 

durch Terrorismus?

Laut dem „Global Terrorism Index 2019“ 
beliefen sich die globalen wirtschaftli-
chen Auswirkungen des Terrorismus im 
Jahr 2018 auf 33 Milliarden US-Dollar, 
was einem Rückgang von 38 Prozent 
gegenüber dem Stand von 2017 ent-
spricht. 2014 waren es sogar 111 Mil-
liarden. Der Schaden besteht neben dem 
Verlust von Menschenleben in der Zer-
störung von Eigentum. In einzelnen 
Ländern ist der Einfluss des Terrors auf 
die Wirtschaft enorm. In Afghanistan, 
dem am stärksten betroffenen Land, 
machen die ökonomischen Auswirkun-
gen des Terrorismus fast 20 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts aus. Zum Ver-
gleich: Im Süd-Sudan sind es „nur“ 
0,8 Prozent des BIP.

 

Welche Art Terrorismus 
ist in Deutschland 

besonders verbreitet?

Ein Indikator für die Gefahr durch 
Terrorismus ist die Anzahl der Gewalt-
taten im Bereich der „politisch moti-
vierten Kriminalität“. Im „Verfassungs-

Der Anschlag auf das World 

Trade Center in New York am 
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schutzbericht 2018“ wird diesbezüglich 
schon im Vorwort die rechtsextremis­
tische Szene erwähnt. Bei der Vorstel­
lung der Fallzahlen der politisch moti­
vierten Kriminalität für das Jahr 2019 
im Mai diesen Jahres wiederholte Bun­
desinnenminister Horst Seehofer noch 
einmal ausdrücklich: „Die größte Be­
drohung geht weiterhin vom Rechts­
extremismus aus.“

Der „politisch motivierten Krimi­
nalität – rechts“ wurden 21.290 (2018: 
19.409) Straftaten zugeordnet, darunter 
waren 925 (2018: 1.088) Gewalttaten. 

Die meisten von diesen Straftaten hat­
ten einen rassistischen oder antisemi­
tischen Hintergrund.

Der „politisch motivierten Krimi­
nalität – links“ wurden 6.449 (2018: 
4.622) Straftaten mit linksextremisti­
schem Hintergrund zugeordnet, da­
runter 921 (2018: 1.010) Gewalttaten.

Der „politisch motivierten Krimi­
nalität – religiöse Ideologie“ wurden 
362 extremistische Straftaten (davon 
41 Gewalttaten) zugerechnet (2018: 
453). Der überwiegende Teil davon wies 
einen islamistisch-fundamentalistischen 

Hintergrund auf. 
Beim Bundeskrimi­
nalamt heißt es, 
dass es in Deutsch­
land Anfang 2020 
660 sogenannte re­
ligiös motivierte Ge­
fährder gab, also Is­
lamisten, denen die 
Sicherheitsbehör­
den schwere Ge­
walttaten bis hin 
zur Durchführung 
eines Anschlags zu­
trauen. Die Zahl der linken Gefährder 
lag bei 5, die der rechten bei 60.

 

Welche Gesetze gegen 
Terrorismus gibt

es in Deutschland?

Im Zuge der Ermittlungen gegen die 
RAF wurde 1976 der Paragraf 129a 
StGB geschaffen, der die Bildung einer 
terroristischen Vereinigung und die 
Mitgliedschaft bestraft. Er wurde durch 
den 2002 eingeführten Paragrafen 129b 
StGB ergänzt, der dies auf ausländi­
sche Organisationen ausweitet. Dieser 
Paragraf war Teil des sogenannten Si­
cherheitspakets I, das zudem ein Ver­
bot extremistischer Vereinigungen, die 
unter dem Deckmantel einer Religions­
gemeinschaft agieren, ermöglichte. Zu 
den Sicherheitspaketen I und II gehö­
ren u. a.die Ausweitung einer systema­
tischen Untersuchung elektronischer 
Daten. Am 1. Januar 2009 trat die Än­
derung des BKA-Gesetzes in Kraft, 
das es dem BKA auch erlaubte, zur Ge­
fahrenabwehr des internationalen Ter­
rorismus vorbeugend die Internet-, Tele­
fon- und Handykommunikation zu  

überwachen – sowie 
heimliche Online­
durchsuchungen 
und Abhörmaßnah­
men. Im April 2016 
erklärte das Bun­
desverfassungsge­
richt Teile des Ge­
setzes für verfas­
sungswidrig, bei­
spielsweise bedürfe 
es eines besonderen 
Schutzes der priva­
ten Lebensgestal­

tung und für Berufsgeheimnisträger 
wie Ärzte oder Juristen. Es gibt aber 
auch noch andere Gesetze, wie etwa 
das Luftsicherheitsgesetz, das Video­
überwachungsverbesserungsgesetz oder 
das neueste Gesetz zur Geldwäsche, 
die den Kampf gegen Terrorismus er­
leichtern.

Wer geht in Deutschland 
und Europa gegen 

den Terrorismus vor?

Vor dem Hintergrund der Bedrohung 
durch den islamistischen Terrorismus 
wurde 2004 in Berlin das Gemeinsame 
Terrorismusabwehrzentrum (GTAZ) 
eingerichtet, eine Koordinationsstelle 
für Polizeien, Nachrichtendienste und 
Justiz, in der sich 40 nationale Sicher­
heitsbehörden austauschen und ver­
netzen – darunter das Bundesamt für 
Verfassungsschutz, das BKA, die Lan­
deskriminalämter, der Militärische 
Abschirmdienst und die Bundespolizei. 
Seit 2006 ermöglicht die Antiterrordatei 
eine weitere zwischenbehördliche Ko­
operation, um die präventive Terror­
abwehr zu verbessern. Kritiker bemän­
geln, dass das Trennungsgebot, also die 
strikte Trennung zwischen polizeilicher 
und nachrichtendienstlicher Tätigkeit, 
so aufgeweicht wurde. 2012 wurde für 
die Zusammenarbeit im Bereich der 
politisch motivierten Kriminalität zu­
dem nach dem Vorbild des GTAZ das 
Gemeinsame Extremismus- und Terro­
rismusabwehrzentrum (GETZ) in Köln 
eingerichtet.

Innerhalb der Europäischen Union 
arbeitet man vor allem daran, die Daten­
banken der Sicherheitsbehörden besser 
zu vernetzen.

Viele Terroristen hinterlassen 

Bekennerschreiben – wie das 

RAF-Mitglied Andreas Baader

Rechtsextremistische Straf-

taten haben in den vergange-

nen Jahren stark zugenommen. 

Der Bundesinnenminister sieht 

Rechtsextremismus als größere 

Bedrohung als Linksextremismus

Die Befugnisse der Polizei 

wurden in den vergangenen 

Jahren ausgeweitet
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